
Die Zukunft ist offen
Die Regierungschefs in den USA und in Großbritannien sorgen für Tempo bei der Um-
gestaltung der öffentlichen Verwaltung hin zu mehr Offenheit und Transparenz. Nur in der 
deutschen Politik ist der Glaube an Herrschaftswissen offenbar noch groß.

n den USA und in Großbritan-
nien wird eine breite Diskus-
sion darüber geführt, wie die 

öffentliche Verwaltung offener und 
transparenter werden kann. Open 
Government und Open Data lauten 
die Ziele, die mithilfe von Web-2.0-
Technologien umgesetzt werden 
sollen. Insbesondere Präsident 
Barack Obama sorgt für 
einen regelrechten Kultur-
wandel in der öffentlichen 
Verwaltung der Vereinigten 
Staaten von Amerika. Auch 
die neue britische Regie-
rung unter David Cameron 
setzt auf Transparenz und 
Offenheit. 

Open Government ist 
jedoch keine angelsäch-
sische Eigenheit.  Das 
Beratungsunternehmen Deloitte 
erwartet dadurch unmittelbaren 
Einfluss auf die Demokratie. In 
der Studie „Unlocking government 
– how data will transform demo-
cracy“ heißt es, Open Government 
werde zum Kernelement einer 
zukunftsfähigen, demokratischen 
Verwaltung. Mit Open Government 
könnten Verwaltungen nicht nur 
Offenheit gegenüber den Bürgern 
demonstrieren, sondern würden 
auch selbst profitieren, indem etwa 
durch die Zusammenführung von 
Daten aus verschiedenen Behörden 

I zusätzliche Erkenntnisse gewonnen 
werden. Dazu muss die öffentliche 
Hand nach Angaben von Deloitte 
vor allem zur qualifizierten Daten-
analyse fähig sein. Dies müsse 
künftig insbesondere auf kommu-
naler, aber auch auf Landes- und 
Bundesebene zu den Kernkompe-
tenzen staatlicher Stellen gehören. 

Diese Erkenntnis ist in den USA 
weiter verbreitet als in Deutsch-
land. Denn dort ist Open Govern-
ment Chefsache. Präsident Barack 
Obama verkündete noch am Tag 
seiner Amtseinführung im Januar 
2009 das Memorandum „Trans-
parency and Open Government“. 
Die Open-Government-Strategie 
der neuen amerikanischen Regie-
rung umfasst drei Schwerpunkte: 
Transparenz, Teilhabe und Zusam-
menarbeit (Transparency, Participa-
tion, Collaboration). Professor Jörn 
von Lucke, Inhaber des Lehrstuhls 

für Verwaltungs- und Wirtschafts-
informatik an der Zeppelin Uni-
versity in Friedrichshafen, hat die 
amerikanische Open-Government-
Strategie analysiert. Der deutsche 
Verwaltungswissenschaftler stellt 
fest: „Der erste Baustein bezieht 
sich darauf, öffentliche Daten 
über das Internet zur Verfügung 

zu stellen. Vorgänge und 
Entscheidungen in Poli-
tik, Verwaltung und Justiz 
sollen so besser nachvoll-
ziehbar gemacht werden.“ 
Diese Transparenz 2.0 
werde sich dadurch aus-
zeichnen, dass zu allen 
nicht personenbezogenen 
und allen nicht geheimen 
Daten und Informationen 
der öffentlichen Verwal-
tung ein Zugang besteht. 

Dazu müssten Primärquellen be-
reitgestellt und eine Weiterverbrei-
tung und Folgenutzung der Daten 
sichergestellt werden. 

Beispiele für diese Art der Trans-
parenz sind die US-Regierungs-
portale recovery.gov und data.gov. 
Ersteres dient dazu, die Bürger 
über die Mittelvergabe im Rahmen 
des amerikanischen Konjunktur-
programms zu informieren. Das 
Portal data.gov soll den öffentlichen 
Zugang zu vorhandenen Daten- 
beständen der Behörden erleichtern. 
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So lassen sich beispielsweise die IT-
Budgets der US-Bundesministerien 
analysieren und der Umsetzungs-
stand von Projekten abrufen.

Ein weiteres Ziel der Obama-
Regierung ist es, die Bürger mittels 
Internet-Technologien stärker in die 
Entscheidungsprozesse von Politik 
und Verwaltung einzubinden. Es 
sollen so neue Formen des offenen 
Diskutierens und der gemein-
schaftlichen Entscheidungsfindung 
entstehen. Dazu Professor Jörn von 
Lucke: „Partizipation 2.0 wird sich 
dadurch auszeichnen, dass Indivi-
duen und Organisationen als Stake-
holder stärker in Willensbildungs- 
und Entscheidungsprozesse von 
Staat und Verwaltung eingebunden 
werden. Die Web-2.0-Technologien 
ermöglichen es, konventionelle 
Formen der Meinungsbildung 
durch elektronische Formate zu 
ergänzen.“ So sollen neue Formen 
der Beteiligung möglich werden 
wie verteiltes Brainstorming, mo-
derierte Dialoge oder offen ange-
legte Bürgerbefragungen. 

Die US-Regierung hat inzwischen 
solche Formate zur Meinungs-
bildung und -äußerung etabliert. 
Mittels des Online-Angebots Open 
for Questions antwortet Präsident  
Obama auf Bürgerfragen, außerdem 
will die Regierung die Rathäuser 
dabei unterstützen, ähnliche An-
gebote (Open for Questions Town 
Hall) aufzubauen. 

Beim dritten Baustein von Open 
Government geht es um das virtu-
elle Miteinander innerhalb einer 
Behörde, die Kooperation zwischen 
verschiedenen Behörden und auch 
eine darüber hinaus stattfindende 
Zusammenarbeit mit der Wirt-
schaft und der Gesellschaft. Bei 

der Aufgabenverteilung zwischen 
Staat und Gesellschaft soll ver-
stärkt auf Bürger, Unternehmen 
und Verbände gesetzt werden. 
Kennzeichen dieser Entwicklung 
werden eine neuartige Kultur eines 
gemeinschaftlichen Handelns und 
neue Formen gemeinschaftlicher 
Programmierung sein, so Professor 
von Lucke. Ein Beispiel dafür ist 
das Portal defensesolutions.gov. 
Das US-Verteidigungsministerium 
erhofft sich, über die Website neue 
Ideen von innovativen Unterneh-
men zu erhalten, um militärische 
Missionen besser erfüllen zu kön-
nen. 

Dass es Barack Obama ernst 
meint mit Government 2.0 zeigt die 
Open-Government-Direktive, die 
Ende vergangenen Jahres erlassen 
wurde. Darin ist festgelegt, wie die 
amerikanischen Regierungsbehör-
den Open Government umsetzen 
sollen. Die Anordnung sah sportli-
che Termine vor: Innerhalb von nur 
45 Tagen sollte jede Behörde drei 
hochwertige Datensätze in einem 
offenen Format veröffentlichen und 
über das Portal data.gov zur Verfü-
gung stellen. Außerdem wurden die 
Behörden verpflichtet, innerhalb 
von 60 Tagen eine Open-Govern-
ment-Website freizuschalten. 120 
Tage Zeit gab der Präsident den 
Behörden, um einen Open-Govern-
ment-Plan aufzustellen, in dem 
geschrieben steht, wie Transparenz 
und Zusammenarbeit verbessert 
und Bürgerbeteiligung in das be-
hördliche Wirken integriert werden 
sollen.

Auch in Großbritannien spielt 
Open Government eine wichti-
ge Rolle bei der Modernisierung 
der öffentlichen Verwaltung. 
Kurz vor seiner Abwahl betonte 

Premierminister Gordon Brown in 
einer Rede zur digitalen Zukunft 
Großbritanniens die Bedeutung 
einer Erneuerung der Politik durch 
Öffnung und Transparenz. Ziel 
der Labour-Regierung war es, den 
Bürgern durch Open Government 
und Open Data mehr Mitsprache 
bei politischen Entscheidungen 
einzuräumen. Unterstützung bei 
der Umsetzung der Pläne holte sich 
Gordon Brown bei Tim Berners-
Lee, dem Erfinder des World Wide 
Web. Mithilfe des Internet-Pioniers 
baute die britische Regierung in 
wenigen Monaten das Datenportal 
data.gov.uk auf. Inzwischen sind 
dort über 3.000 Datensätze aus der 
öffentlichen Verwaltung verfügbar, 
mehr als auf dem US-amerikani-
schen Pendant data.gov. Auch die 
britische Hauptstadt London macht 
Daten der öffentlichen Verwaltung 
besser zugänglich und hat Anfang 
dieses Jahres ein offenes Daten-
portal im Web freigeschaltet (data.
london.gov.uk).

Die Labour-Regierung hat also 
ein klares Bekenntnis zu Open Go-
vernment abgelegt. Es ist bereits er-
kennbar, dass die neue konservativ- 
liberale Koalition diesen Weg wei-
terverfolgen wird. In einem ersten 
Podcast, den David Cameron Ende 
Mai 2010 während einer Zugfahrt 
aufnahm, äußerte sich der neue Pre-
mierminister auch zu Open Govern-
ment. Sein Ziel sei es, die offenste 
und transparenteste Regierung der 
Welt zu schaffen. Er wolle, dass 
die Bürger mehr Einfluss erhalten 
und dies bedeute, ihnen mehr In-
formationen zu geben. Cameron 
bezeichnete es als lächerlich, dass 
viele Informationen, etwa darüber 
wie die öffentlichen Mittel ausge-
geben und welche Ergebnisse er-
zielt werden, nur wenigen bekannt 
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seien. Cameron: „It’s your money, 
your government, you should know 
what’s going on.“  

Wenige Tage später konkretisier-
te David Cameron die Pläne. In ei-
nem Brief an Regierungsbehörden 
heißt es, dass alle wesentlichen 
Informationen über Ausgaben 
von Behörden und Kommunen 
schrittweise bis Anfang 2011 ver-
öffentlicht werden sollen. Auch 
andere Daten werden zugänglich 
gemacht, etwa Kriminalitätsstatis-
tiken oder die Namen und Gehälter 
von Regierungsbeamten mit einem 
Einkommen von mehr als 150.000 
Pfund. Cameron gründete zudem 
eine Transparenz-Kommission. 
Das im Cabinet Office angesiedelte  
Public Sector Transparency Board 
soll unter anderem Standards für 
offene Daten setzen und den Be-
hörden bei der Umsetzung ihrer 
Open-Data-Strategien helfen.

Anfang Juli legte die Kommission 
einen umfassenden Transparenz-
katalog vor, den die Öffentlichkeit 
kommentieren und ergänzen kann. 
Zu den elf Prinzipien zählen die 
freie – auch kommerzielle – Weiter-
verwendung der Daten, deren ein-
fache Auffindbarkeit über das Onli-
ne-Portal data.gov.uk sowie die Ver-
wendung offener Standards, welche 
den Empfehlungen des World Wide 
Web Consortiums folgen. 

Die neue britische Regierung 
will nicht nur offener werden, 
sondern auch die Bürger stärker 
beteiligen. Der stellvertretende 
britische Premierminister, der 
Liberale Nick Clegg, startete am  
1. Juli 2010 eine Website, über die 
Bürger ihre Meinung zu Gesetzen 
und Bürgerrechten kundtun sowie 
Vorschläge kommentieren und 

bewerten können. Auf diese Weise 
möchte die konservativ-liberale 
Koalition herausfinden, welche 
Gesetze abgeschafft oder verändert 
werden sollen. Im Herbst will die 
Regierung einen Gesetzentwurf 
vorlegen, welcher die über die 
Website gemachten Vorschläge 
berücksichtigen soll. Damit nicht 
genug: Ebenfalls im Juli verkündete 
die britische Regierung eine Ko-
operation mit Facebook. Über das 
soziale Netzwerk sollen Ideen für 
Sparmaßnahmen gesammelt wer-
den, um die öffentlichen Haushalte 
zu entlasten.

Die Regierungen in den USA 
und in Großbritannien legen bei 
Open Government also ein enor-
mes Tempo vor. Der deutsche 
Verwaltungswissenschaftler Jörn 
von Lucke sagt, es sei beachtlich, in 
welch kurzer Zeit und mit welchem 
Schwung es der US-Regierung 
unter Präsident Obama gelungen 
ist, Transparenz und Offenheit, 
Partizipation und Collaboration 
nicht nur als strategische Prinzi-
pien zu positionieren, sondern sie 
auch zu gelebten Werten zu ma-
chen, von denen Staat, Verwaltung 
und Bevölkerung gleichermaßen 
profitieren. Die Bewegung hin zu 
mehr Transparenz, Teilhabe und 
Zusammenarbeit durch Web-2.0-
Technologien sei von kultureller 
Bedeutung. Sie werde Regierung 
und Verwaltung grundlegend ver-
ändern.

Diese Erkenntnis hat die deut-
sche Politik noch nicht erreicht. 
Exemplarisch zeigte sich dies beim 
3. Netzpolitischen Dialog, den 
Bundesinnenminister Thomas de 
Maizière Mitte Mai 2010 in Berlin 
mit Experten und Vertretern der 
Netz-Community führte. „Staat-

liche Angebote im Internet“ lautete 
das Thema dieser Diskussionsver-
anstaltung. 

Als Grundlage für das Gespräch 
hatten die Organisationen Open 
Data Network und Government 
2.0 Netzwerk ein Positionspapier 
erarbeitet, das die Prinzipien von 
Open Government – Transparenz, 
Partizipation und Collaboration 
– aus deutscher Sicht erläutert. 
Zudem werden in dem Papier Emp-
fehlungen für eine deutsche Open- 
Government-Strategie ausgespro-
chen. Unter anderem wird gefor-
dert, dass die nationale E-Govern-
ment-Strategie eine für alle födera-
len Ebenen geltende Richtlinie zu 
den Open-Government-Prinzipien 
enthalten sollte. 

Wer allerdings Aussagen der 
Bundesregierung zu Open Govern-
ment erwartet hatte, wurde auf der 
Dialogveranstaltung enttäuscht. 
Statt ein Statement zu Transparenz 
und Offenheit abzugeben, sprach 
sich Innenminister de Maizière 
dafür aus, den staatlichen Kultur-
auftrag im Internet stärker in den 
Vordergrund zu rücken: „Kultur-
güter, die im Eigentum des Staates 
stehen, sollten im Internet ange-
boten werden.“ Anke Domscheit-
Berg, Vorstand beim Netzwerk 
Government 2.0 und Teilnehmerin 
des Dialogs, berichtete hinterher 
ernüchtert: „Meine Erwartung war, 
dass ein vorbereiteter Minister 
dann zumindest von den größten 
Datenportalen – data.gov aus den 
USA und data.gov.uk aus England 
– schon einmal gehört hat.“ Das 
war erstaunlicherweise nicht der 
Fall. Immerhin versprach der In-
nenminister, dass er sich „noch 
heute Abend“ die Datenportale im 
Internet anschauen werde.
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Die Ergebnisse der netzpoli-
tischen Dialogreihe stellte de  
Maizière am 22. Juni 2010 in einer 
Grundsatzrede vor. Zum Thema 
Open Government sagte der Bun-
desinnenminister auch diesmal 
nichts. In den 14 Thesen der 
Bundesregierung zur Netzpolitik 
steht dazu ebenfalls kein Wort. 
Allerdings findet sich im später 
veröffentlichten Redemanuskript 
eine kurze Passage zum Thema: 
„Wirtschaftliche Innovation kann 
der Staat fördern, indem er seine 
nicht personenbezogenen Daten-
bestände online zur Verfügung 
stellt. Auf der Basis dieser Daten 
können neue Geschäftsmodelle 
entwickelt werden.“ 

Somit bleibt Open Government 
in Deutschland bis auf Weiteres Sa-
che einiger privater Aktivisten. Das 
Open Data Network beispielsweise 
hat es sich zur Aufgabe gemacht, 
ein Register mit frei zugänglichen 
Behördendaten aufzubauen. Über 
die Website offenedaten.de können 
Daten aus Politik, öffentlicher Ver-
waltung, Bibliotheken sowie Wis-
senschaft und Forschung gesucht 
und auch eingetragen werden. 

Die Open-Government-Akti-
visten fragen sich allerdings nach 
den Erfahrungen im Rahmen der 
Dialogveranstaltungen mit dem 
Bundesinnenministerium, wer sich 
außerhalb der Netz-Community 
überhaupt für das Thema inter-
essiert. Im Blog des Netzwerks 
Government 2.0 schreibt Thomas 
Langkabel selbstkritisch: „Sind wir 
tatsächlich so etwas wie der Samen 
einer Grassroots-Bewegung, die 
langsam aber gewaltig einen der 
vielbeschworenen Paradigmen-
wechsel im Verhältnis zwischen 
Bürgern und Verwaltung einleiten 

wird? Oder existieren wir eher 
in einer Art Realitätsblase oder 
einer Mikro-Öffentlichkeit, in der 
wir uns selber gegenseitig eine 
gesellschaftliche Relevanz und 
einen Modernisierungsimpetus 
zusprechen, der aber eben leider 
nur mit uns in unserer Wahrneh-
mungsblase existiert?“ Nötig sei 
eine stärkere Öffentlichkeitsarbeit 
für Open Government. Die Politik 
müsse erkennen, dass sich damit 
Wählerstimmen gewinnen lassen 
und die Verwaltungen müssten un-
ruhig werden, wenn sie in öffentli-

chen Vergleichen und Bewertungen 
zurückliegen. Auch die Presse soll 
überzeugt werden, dass sich hier 
„viele spannende Stories“ bieten. 

Es gibt noch ein wichtigeres 
Argument für Open Government. 
Gerade deutsche Politiker sollten 
einen Satz aus dem ersten Podcast 
des britischen Premiers David 
Cameron sorgfältig übersetzen: 
„Transparency can help to rebuilt 
trust in our politics.“

Alexander Schaeff
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